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Zusammenarbeit im Scheidungsrecht in Europa (ROM III)
Neun der 27 europäischen Justiz- und Innenminister haben sich bei ihrem Treffen am 25. Juli 2008 in Brüssel zu einem gemeinsamen Vorgehen im Scheidungsrecht entschlossen. Frankreich, Ungarn, Luxemburg, Spanien, Österreich, Italien, Griechenland, Slowenien und Rumänien wollen formell eine verstärkte Zusammenarbeit nach Art. 43 ff. EU beantragen. Deutschland wird sich an dem Vorhaben nicht beteiligen, behält sich aber eine spätere Teilnahme vor. Mit der eigentlich geplanten Rom III-Verordnung sollten vor allem zwei Probleme beseitigt werden: Zum einen hängt das anwendbare Recht oft davon ab, in welchem Staat der Eherechtsstreit als erstes anhängig gemacht wird. Dies kann zu einem „Wettlauf vor Gericht“ führen, indem ein Ehegatte versucht, den Rechtsstreit als erster in dem Staat anhängig zu machen, dessen Scheidungsrecht ihn begünstigt. Zum anderen herrscht oft Rechtsunsicherheit, da das internationale Privatrecht der Mitgliedstaaten nicht selten diejenige Rechtsordnung für anwendbar erklärt, zu der die Ehegatten den engsten Bezug aufweisen, was vor dem Prozess selten ohne Zweifel vorhersehbar ist (s. EiÜ 04/08). Die Einführung einheitlicher Regeln in der ganzen EU war im Juni 2008 aufgrund des schwedischen Vetos gescheitert. Schweden hat eine der liberalsten Scheidungsrechtsordnungen, wohingegen es in Malta keine Möglichkeit der Scheidung gibt. Der nun zu erarbeitende Kompromiss könnte darauf hinauslaufen, dass sich die Paare für das Scheidungsrecht des Einen oder des Anderen entscheiden können.
Kirchliche Trauung ohne Standesamt
Am 01. Januar 2009 tritt eine Änderung des Personenstandsgesetzes in Kraft, mit der die §§ 67, 67a aufgehoben werden. Damit fällt das Verbot, sich kirchlich trauen zu lassen ohne vorher beim Standesamt die Ehe geschlossen zu haben. 
Das Verbot besteht bereits seit 1875. Zuvor bildeten kirchliche und staatliche Ehe eine rechtliche Einheit. Insbesondere unter dem Einfluss der Aufklärung entfernten sich jedoch die weltliche und die kirchliche Auffassung von der Ehe so weit voneinander, dass eine Trennung unvermeidlich wurde. Der Gesetzgeber befürchtete nun, dass die Bevölkerung die Zivilehe aus alter Gewohnheit oder Tradition ignorieren und sich weiterhin ausschließlich kirchlich trauen lassen würde.

Diese Sorge hat der heutige Gesetzgeber nicht mehr. Vielmehr ist er der Auffassung, das Verbot habe „keine praktische Bedeutung mehr“. § 1310 BGB lasse keinen Zweifel daran, „dass nur die standesamtliche Eheschließung eine Ehe im Rechtssinne begründen kann“. Dennoch ist sich manches Paar, das aus romantischen oder religiösen Gründen lediglich kirchlich heiraten will, nicht klar darüber, welche rechtlichen Konsequenzen das haben kann. (Tagesschau vom 3.7.2008, FAZ)
EuGH: Vollstreckung in Ehesachen
Der EuGH hat am 11. Juli 2008 in der Rechtssache C-195/08 PPU die europäischen Regelungen über die Rückgabe eines in einem anderen Mitgliedstaat widerrechtlich zurückgehaltenen Kindes im Eilvorlageverfahren ausgelegt. Diese Verfahrensart ist mit Wirkung zum 1. März 2008 geschaffen und in dieser Rechtssache zum ersten Mal angewandt worden. Zunächst muss im Aufenthalts- und Vollstreckungsmitgliedstaat ein Gerichtsentscheid ergehen, der die Kindesrückgabe verweigert. Erst danach kann bescheinigt werden, ob eine Entscheidung, mit der die Rückgabe angeordnet wird, vollstreckbar ist. Das Gericht des Ursprungsmitgliedstaats prüft, ob die Rückgabeentscheidung vollstreckbar ist. Zwischenstreite im Vollstreckungsstaat, die zeitlich nach der Entscheidung der Rückgabeverweigerung begonnen oder wieder aufgenommen werden, sind irrelevant. Andernfalls könne das Ziel der sofortigen Rückgabe des Kindes de facto umgangen werden. Im  vorliegenden Fall streiten sich eine litauische Frau und ein deutscher Mann um ihre Tochter. 
Az C‑195/08 PPU, Urteil vom 11.7.2008, EuGH-Pressemitteilung.
BVerfG: Das Transsexuellengesetz (TSG) ist verfassungswidrig. 
Der Antragsteller, seit 56 Jahren verheiratet, fühlt sich seit langem dem weiblichen Geschlecht zugehörig und führt auch aufgrund gerichtlicher Feststellung nach dem TSG einen weiblichen Vornamen. Außerdem unterzog er sich einer geschlechtsumwandelnden Operation. Für die Feststellung, dass er auch dem weiblichen Geschlecht zugehörig sei, darf er nach geltendem Recht nicht weiter verheiratet sein. Die Scheidung sei jedoch unzumutbar, entschied das BVerfG. Bis zum 1. August 2009 muss der Gesetzgeber das TSG entsprechend ändern. (Aktenzeichen 1 BvL 10/05, Beschluss vom 27.5.2008, BVerfG-Presseerklärung vom 23.7.2008)
BGH: Bedarf und Rangfolge bei Unterhaltsansprüchen
Für Unterhaltsansprüche ab Januar 2008 hat das Unterhaltsrechtsänderungsgesetz eine neue Rangfolge festgelegt. Nach den im ersten Rang stehenden Unterhaltsansprüchen minderjähriger Kinder sind im zweiten Rang stets die Ansprüche Kinder betreuender Eltern auf Betreuungsunterhalt zu befriedigen. Weil im vorliegenden Fall die neue Ehefrau des Beklagten das gemeinsame Kind betreut, das noch keine drei Jahre alt war, ist sie zweitrangig unterhaltsberechtigt. Geschiedene Ehegatten stehen nur dann im gleichen zweiten Rang, wenn eine lange Ehedauer vorliegt. Dabei ist aber nicht allein die Dauer der Ehe maßgeblich. Vielmehr ist gemäß den §§ 1609 Nr. 2, 1578b BGB entscheidend darauf abzustellen, ob die unterhaltsberechtigte geschiedene Ehefrau ehebedingte Nachteile erlitten hat. Weil die Beklagte in ihrer 24-jährigen und kinderlosen Ehe hier seit 1992 durchgehend vollschichtig berufstätig war und deswegen ehebedingte Nachteile nicht ersichtlich sind, ist ihr Unterhaltsanspruch für die Zeit ab Januar 2008 gegenüber der neuen Ehefrau nachrangig.

Az XII ZR 177/06, Urteil vom 30.7.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen,  BGH-Pressemitteilung
BGH: Bedarf und Dauer des Betreuungsunterhalts 
Der BGH hatte sich erstmals mit Einzelfragen des Umfangs der Erwerbspflicht beim Betreuungsunterhalt nach neuem Recht befasst. Auch ledige alleinerziehende Mütter können noch nach dem dritten Lebensjahr ihres Kindes Betreuungsunterhalt erhalten, wenn die Beziehung der Eltern einer Ehe vergleichbar war, zum Beispiel bei längerem Zusammenleben und gemeinsamem Kinderwunsch. Selbst wenn das Kind im Kindergarten ganztags betreut werde, müsse eine vollschichtige Erwerbspflicht nicht zugemutet werden. Denn das könne zu einer unzumutbaren Doppelbelastung führen. Wegen der weitgehenden Angleichung an den Anspruch auf nachehelichen Unterhalt hat das Urteil auch Auswirkungen auf die Dauer des Betreuungsunterhalts Geschiedener. 
Az XII ZR 109/05, Urteil vom 16.7.2008, demnächst beim BGH unter Entscheidungen,  BGH-Pressemitteilung
BGH: Befristung des nachehelichen Aufstockungsunterhalts
Eine Befristung des nachehelichen Aufstockungsunterhalts kann nicht allein mit der Erwägung abgelehnt werden, damit entfalle der Einsatzzeitpunkt für einen späteren Anspruch auf Altersunterhalt nach § 1571 Nr. 3 BGB.

Die Auswirkungen einer vorübergehenden Unterbrechung der Erwerbstätigkeit auf die künftige Altersversorgung belasten nach Durchführung des Versorgungsausgleichs beide Ehegatten in gleichem Umfang. Ein dadurch entstandener Nachteil ist dann vollständig ausgeglichen. 

Az XII ZR 109/07, Urteil vom 25.6.2008, beim BGH unter Entscheidungen.
BGH: Keine Zurechnung des Anwaltsverschuldens nach Mandatskündigung
Die Zurechnung eines Anwaltsverschuldens setzt das Bestehen eines wirksamen Mandats im Innenverhältnis voraus. § 85 Abs. 2 ZPO erfasst deshalb ein nach der Kündigung des Mandatsverhältnisses liegendes schuldhaftes Verhalten eines Anwalts nicht mehr. 

Az XII ZB 184/07, Beschluss vom 11.6.2008, beim BGH unter Entscheidungen
BGH: Mitnutzung der Wohnung durch Partner der nichtehelichen Lebensgemeinschaft
Steht die von den Partnern einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft gemeinsam genutzte Wohnung in dem Alleineigentum eines der Partner, so beruht die Einräumung der Mitnutzung an den anderen Partner im Zweifel auf tatsächlicher, nicht auf vertraglicher Grundlage. 
Wird für den Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft ein Dritter zum Betreuer mit den Aufgabenkreisen Vermögenssorge und Wohnungsangelegenheiten bestellt und für diese Bereiche ein Einwilligungsvorbehalt angeordnet, so kann der Betreuer, wenn der Betreute in ein Pflegeheim umzieht, von dem anderen Partner gemäß § 985 BGB die Herausgabe der im Alleineigentum des Betreuten stehenden und bis dahin gemeinsam genutzten Wohnung verlangen. Dies gilt dann nicht, wenn die Partner generell oder für diesen Fall eine anderweitige und auch den Betreuer bindende rechtliche Regelung (etwa durch Einräumung eines Wohnrechts) getroffen haben. 
Vom Zeitpunkt des Umzugs des Betreuten und dem Herausgabeverlangen seines Betreuers an ist der in dem Haus verbliebene Partner gemäß § 987 BGB zur Zahlung einer Nutzungsentschädigung verpflichtet.

Az XII ZR 110/06, Urteil vom 30.4.2008, beim BGH unter Entscheidungen.

OLG Köln: Pflicht zu vollschichtiger Tätigkeit bei 7 und 10 Jahre alten Kindern
Einer geschiedenen Ehefrau ist es nach neuem Unterhaltsrecht grundsätzlich zuzumuten, trotz Betreuung von 7 und 10 Jahre alten Kindern einer vollschichtigen Erwerbstätigkeit nachzugehen, sofern die Notwendigkeit einer anderweitigen Regelung von ihr nicht dargelegt wird. Befindet sich die geschiedene Ehefrau noch in einer Berufsfortbildung, ist ihr nach deren Beendigung noch eine angemessene Zeit zu gewähren, um anschließend eine angemessene Beschäftigung zu finden; mit dem Auslaufen dieser Zeit ist der Unterhaltsanspruch zu befristen. Sollte danach eine unverschuldete Bedürftigkeit bestehen bleiben, ist es Sache der Gläubigerin, einen weiteren Unterhaltsanspruch gegen den Schuldner darzulegen, zu beweisen und gegebenenfalls neu einzuklagen. 

Az 4 UF 159/07, Urteil vom 27.5.2008, bitte Az in die Suchmaske eingeben.

OLG Karlsruhe: Nur begleitetes Umgangsrecht bei drohender weiblicher Genitalverstümmelung
Bei drohender weiblicher Genitalverstümmelung in Deutschland darf das Umgangsrecht auf den begleiteten Umgang beschränkt werden. Wie das Oberlandesgericht Karlsruhe entschieden hat, kommen mildere Maßnahmen nicht in Betracht; denn das Kind kann durch ein Ausreiseverbot ebenso wenig geschützt werden wie durch die vom Vater angebotene Überlassung seiner Ausweispapiere für die Dauer des Umgangs, weil auch in EU-Staaten Genitalverstümmelungen durchgeführt werden. 
Az 16 UF 3/08, Beschluss vom 5.5.2008, kann nur schriftlich, telefonisch oder per e-mail angefordert werden.
Zeitschrift Forum Familienrecht
Im aktuellen Heft, Doppelnummer 7+8, u.a. ein Aufsatz von RiOLG Roger Schilling: Der Betreuungsunterhalt nach der Reform. Prof. Dr. Uwe Diederichsen, Göttingen, Beiratsmitglied der Zeitschrift, gratuliert die Redaktion herzlich zum 75. Geburtstag. Außerdem wurde wieder Rechtsprechung zum Thema Unterhaltsrecht ausgewählt: BGH, Verwirkung von Unterhalt bei unterlassender Information über erhebliche Einkommenssteigerung mit Anmerkung Schnitzler; OLG Düsseldorf, neue Berechungsmethode im Unterhaltsrecht – Unterhalt bei berufstätigen Ehepartnern aus erster und zweiter Ehe, Karrieresprung, mit Anmerkung Bömelburg.
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php 
Termine

SommerIntensiv in Saas Fee vom 7. bis 14. 9. 2008 – wer noch teilnehmen will, sollte sich möglichst bald online anmelden!  
Versorgungsausgleich, Unterhalt und Zugewinnausgleich – die familienrechtlichen Ausgleichssysteme im Zusammenspiel. Referenten sind Wolfram Viefhues, aufsichtführender Richter am AG Oberhausen, RA Jörn Hauß, Duisburg und Rainer Glockner, Rechts- und Rentenberater. Die Seminarleitung und Moderation übernimmt RAin Inge Saathoff, Oldenburg. Das ausführliche Programm finden Sie auf unserer Internetseite. 
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Das 2. Halbjahr fängt mit dem Thema „Neuer und alter Versorgungsaugleich“ an, dazu Seminare in Wiesbaden am 29. und 30.8.2008.

conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450 
e-mail: info@cp-bonn.de
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 27.11. bis 29.11. 2008 in Potsdam statt: „Mein Geld – Dein Geld – Kein Geld“. Der Tagung ist in diesem Jahr ein Symposium über das französische Familienrecht vorangestellt. Außerdem wird in einer Podiumsdiskussion über Streitfragen nach der Unterhaltsrechtsreform diskutiert. Das vollständige Programm finden Sie auf unserer Internetseite, dort können Sie sich auch anmelden. 

67. Deutscher Juristentag vom 23. bis 26. 9. 2008 in Erfurt
Die Abteilung Zivilrecht geht der Frage nach, ob die familienrechtlichen Ausgleichssysteme (Unterhalt sowie Zugewinn- und Versorgungsausgleich) angesichts gewandelter gesellschaftlicher Verhältnisse noch zeitgemäß sind. Die Thesen der Gutachterin, Prof. Dr. Nina Dethloff, Bonn, sind in der NJW 2008, Heft 21, als Beilage bereits veröffentlicht worden. Programm und Anmeldung. 
Aktuelle Entwicklungen im europäischen Familien- und Erbrecht mit Schwerpunkt Unterhaltsrecht, vom 25. bis 26. 9. 2008, Europäische Rechtsakademie (ERA) Trier
Juristen sind verstärkt gefordert, sich mit den Rechtsfragen auseinander zu setzen, die bei grenzüberschreitenden Familienbeziehungen und elterlicher Verantwortung auftauchen. Tagungsprogramm und Anmeldung.
9. Symposium für Europäisches Familienrecht 9. bis 11.10.2008 in Regensburg

Eine Veranstaltung der Juristischen Fakultät der Universität Regensburg in Verbindung mit der Bundesnotarkammer zum Thema „Rechtsregeln für nichteheliches Zusammenleben“. Die sinkende Heiratsbereitschaft und die Zunahme ehelosen Zusammenlebens stellen die europäischen Gesetzgeber vor die Frage, ob es an der Zeit ist, über das Eherecht hinaus auch für nichteheliche Lebensgemeinschaften spezifische Regelungen zu schaffen. Eine Reihe von Staaten ist bereits diesen Weg gegangen, in anderen liegen einschlägige Reformprojekte vor. Tagungsprogramm hier aufrufen oder hier anfordern.

Europäische Familienrechtskonferenz in Brüssel vom 11.-12.12.2008, CCBE (Council of Bars & Law Societies of Europe) und ERA (Europäische Rechtsakademie) haben gemeinsam eine Veranstaltung von Praktikern für Praktiker organisiert, die sich mit grenzüberschreitenden Familienrechtsproblemen befasst. Programm und Anmeldung. 
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
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